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EU-RAHMENABKOMMEN

EU-Rahmenabkommen: Gefahr 
für Kantone und Gemeinden
Das institutionelle Abkommen EU-Schweiz (InstA) hat die gleichen Aus- 
wirkungen, wie wenn die Schweiz einer supranationalen Gemein- 
schaft beitreten würde. Die demokratischen Mitspracherechte hätten 
bestenfalls noch einen Placebo-Effekt. Ausserdem würde die Bun- 
desverfassung unterlaufen. Darum muss das Abkommen zwingend dem 
obligatorischen Referendum unterstellt werden. Zu diesen brisanten 
Schlüssen kommt ein neues staatsrechtliches Gutachten.

Unabhängig, frei, aber gut vernetzt  – 
dies war stets der rote Faden in der 
Schweizer Europapolitik. Volk und Stän-
de lehnten eine institutionelle Einbin-
dung in die Europäische Union mehr-
mals konsequent ab. Sei es die Abstim-
mung über den EWR-Beitritt anno 1992, 
sei es die Abstimmung über den EU-
Beitritt anno 2001: Das Bekenntnis zu 
einem selbstständigen Weg mit allfälli-
gen bilateralen Verträgen war stets klar.

Nun sagt der Bundesrat, mit dem in-
stitutionellen Rahmenabkommen wolle 
er den bilateralen Weg «konsolidieren» 
und «dessen Weiterentwicklung ermög-

lichen». Da hier etwas nicht stimmt, 
merkt man schnell. Faktum ist: Das 
Rahmenabkommen wäre keine Wei-
terentwicklung, sondern schlicht und 
einfach das Ende des bilateralen Wegs.

Dieses Abkommen würde zu einer 
grossflächigen Angleichung der schwei-
zerischen Rechtsordnung an europäi-
sche Prinzipien führen, welche unse-
ren Rechtsgrundsätzen widersprechen. 
Namentlich die Verpflichtung zur dy-
namischen Rechtsübernahme wird zu 
einer Aushöhlung der demokratischen 
Instrumente und Abläufe sowie zu 
Kompetenzverschiebungen führen.

InstA unterläuft Bundesverfassung
Das institutionelle Abkommen enthält 
die Verpflichtung, Weiterentwicklun-
gen des europäischen Rechts zu über-
nehmen (sog. «dynamische Aktualisie-
rung»). Dies würde tiefe Einschnitte in 
die schweizerische Rechts- und Verfas-

sungsordnung mit sich bringen, wie 
ein neues Gutachten von Staatsrechtspro-
fessor Andreas Glaser aufzeigt. Die 
Pflicht zur dynamischen Rechtsüber-
nahme bedeutet im Klartext: Die EU 
beschliesst Regelungen, welche die 
Schweiz übernehmen muss. Wir kön-
nen zwar mitdiskutieren, haben aber 
kein Mitentscheidungs- und auch kein 
Vetorecht.

Trotzdem behauptet der Bundesrat 
unentwegt, die Schweiz könne frei 
entscheiden, ob sie die entsprechen-
den Änderungen übernehmen möch-
te oder nicht. Das erwähnte Gutach-
ten der Universität Zürich bringt hier 
Klarheit: «Die im InstA vorgesehenen 
Ausgleichsmassnahmen untermauern 
jedoch die Übernahmepflicht auf der-
art effektive Weise, dass auf Parlament 
und Stimmberechtigten stets latenter 
Druck lastet, die Neuerung zu akzep-
tieren.»

Direkte Demokratie wird 
ausgeschaltet
Im Klartext heisst dies: Die direktde-
mokratischen Abläufe und die Mit-
spracherechte von Volk und Kantonen 
würden faktisch ausgeschaltet. Sodann 
findet eine Überlagerung der Bundes-
verfassung statt.

Das heisst: Das institutionelle Ab-
kommen würde die föderalistische 
Rechts- und Verfassungsordnung der 
Schweiz gefährden. Die Autonomie 
von Kantonen und Gemeinden würde 
in etlichen Bereichen eingeschränkt. 
Denn: Was vom Rahmenabkommen 
erfasst ist, muss auf kantonaler oder 
eidgenössischer Ebene nachvollzogen 
werden und kann nicht mehr anders ge-

regelt werden. Ist europäisches Recht be-
troffen, entscheidet im Streitfall der 
Europäische Gerichtshof.

Etliche kantonale Kompetenzen wür-
den empfindlich und stillschweigend 
eingeschränkt. Mit dem Rahmenab-
kommen würden automatisch Kompe-
tenzen auf eine höhere (europäische) 
Ebene verlagert, ohne dass es hierfür 
eine Abstimmung gibt.

Heute aber ist ein obligatorisches Re-
ferendum zwingend vorgeschrieben, 
wenn kantonale Kompetenzen auf den 
Bund übertragen werden sollen. Das 
Rahmenabkommen würde die föderalis-
tische Kompetenzaufteilung der Eid-
genossenschaft – eines unserer zent-
ralen Verfassungsprinzipien – aushe-
beln.

Fertig mit Föderalismus
Auch die Steuerpolitik würde direkt aus 
Brüssel beeinflusst. Die Vorgeschichte 
zum Bundesgesetz über die Steuerre-
form und die AHV-Finanzierung, über 
das wir am 19. Mai 2019 abstimmen, 
spricht Bände.

Ursprung für die Erarbeitung dieser 
(und der vorangehenden) Steuervorla-
ge war die Kritik der EU, dass eine vor-
teilhafte Besteuerung gewisser Gesell-
schaften gegen das Verbot staatlicher 
Beihilfen verstosse. Die Ausgestaltung 
der Steuerpolitik aber war in der Schweiz 
immer kantonale Kompetenz.

Die Staatsgarantie für Kantonalban-
ken – heute in etlichen Kantonen gän-
gige Praxis – würde wohl ebenfalls 

unter das Verbot staatlicher Beihilfen 
fallen.

Auch dies ein empfindlicher Ein-
schnitt in kantonale Kompetenzen. 
Neuerdings befürchtet der Mieterver-
band, selbst die öffentliche Wohnbauför-
derung könnte von der EU als unzuläs-
sige Beihilfe klassifiziert werden. Die 
Kompetenzen für Entscheide zur Wohn-
bauförderung sind in der Schweiz re-
gelmässig auf kommunaler oder kan-
tonaler Ebene angesiedelt.

Es ist denkbar, dass noch etliche wei-
tere Bereiche von der Durchsetzung der 
EU-Praxis punkto Beihilfen betroffen 
sein könnten: Elektrizitäts- und Was-
serversorgung, kantonale Gebäudever-
sicherer, Landwirtschaft, Kultur, Sport-
förderung, Service Public, öffentliche 
Spitäler, Standortförderung, Wirtschafts-
förderung, Tourismus, öffentlicher Ver-
kehr usw.

Volks- und Ständemehr auf jeden 
Fall zwingend
Selbst wenn die Supranationalität des 
Rahmenabkommens verneint würde, 
müsste der Genehmigungsbeschluss ge-
mäss Auffassung von Andreas Glaser 
dem «obligatorischen Staatsvertragsre-
ferendum sui generis» unterstellt wer-
den.

Er verweist auf verschiedene Präze-
denzfälle wie die Abstimmungen über 
den Beitritt zum Völkerbund (1920), 
das Freihandelsabkommen Schweiz–EU 
(1972) oder den Betritt zum Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR, 1992).

Gregor Rutz
Nationalrat
Zürich

SO STIMMEN SIE RICHTIG!

Volksabstimmung vom 19. Mai 2019

Eidgenössische Vorlagen

1. Bundesgesetz vom 28. September 2018 über die 
Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF)

JA

2. Bundesbeschluss vom 28. September 2018 über die 
Genehmigung und die Umsetzung des Notenaus-
tauschs zwischen der Schweiz und der EU betref-
fend die Übernahme der Richtlinie (EU) 2017/853 
zur Änderung der EU-Waffenrichtlinie (Weiterent-
wicklung des Schengen-Besitzstands)

NEIN

Wichtiges Gutachten 
von Prof. Dr. Andreas Glaser
In Bundesbern gibt es Bestrebungen, das EU-Rahmenabkommen nur 
dem fakultativen Referendum zu unterstellen.

Um diese Frage aus staatsrechtlicher 
Sicht zu klären, liess Nationalrat Gre-
gor Rutz zusammen mit Andreas Ho-
negger (alt Kantonsrat FDP) und Pro-
fessor Martin Janssen ein Gutachten 
an der Universität Zürich anfertigen. 

Mit Andreas Glaser konnten sie 
einen profilierten Autoren gewinnen, 

welcher Professor für Staats-, Verwal-
tungs- und Europarecht an der Uni-
versität Zürich ist.

Überdies leitet er das Zentrum für 
Demokratie in Aarau. Die Studie 
kann beim Parteisekretariat bestellt 
oder auf www.gregor-rutz.ch abgeru-
fen werden.



Der Kanton Zürich wollte bei den 

letzten Wahlen mehr Grün. Jetzt 

bekommt er mehr Grün. Bereits 

an der zweiten Sitzung in neuer 

Zusammensetzung hat der Kan-

tonsrat beschlossen, den Klima-

notstand auszurufen. Zünglein 

an der Waage spielte die Evan-

gelische Volkspartei, die den 

Linken willig in die Arme sank. 

Denn es steht geschrieben: «Die 

Erde lasse junges Grün sprossen.» 

(1 Mose 1,11) Auf der Tribüne sas-

sen derweil Umweltaktivisten in 

Eisbärkostümen. Wobei es in der 

Nordpolarregion schon Eisbären 

gab, als diese noch völlig eisfrei 

war. Weil sie sich von Robben er-

nähren. Und nicht vom Eislutschen.

Mit 90 zu 84 Stimmen erklärte der 

Zürcher Kantonsrat den Klimanot-

stand. Der Jubel in den Medien 

war gross. Hurra, es herrscht Not-

stand. Also ein Zustand höchster 

Bedrohung für unsere Rechts-

güter, die nur auf Kosten ande-

rer Rechtsinteressen verteidigt 

werden können. Spätestens hier 

wird’s ungemütlich. Notrecht 

und Rechtsstaat sind Gegensätze. 

Während den Weltkriegen haben 

unsere Parlamente ebenfalls den 

Notstand ausgerufen. Und damit 

die demokratischen Volksrech-

te massiv ausgehebelt. Erst 1949 

konnte sich der Souverän mit 

einer Volksinitiative seine verfas-

sungsmässigen Rechte zurücker-

kämpfen.

Der Klimanotstand sei lediglich 

ein symbolischer Akt, meinen die 

Grünen und so genannten Grünli-

beralen. Ob sie eine Sekunde lang 

bedenken, was sie mit ihrem Zei-

chensetzen auslösen? «Klimanot-

stand in Zürich» – ist das wirklich 

die Werbebotschaft, die Zürich in 

alle Welt senden will? Überlegt 

sich jemand die Auswirkungen 

für den Tourismus? Nicht wenige 

Mitmenschen aus Amerika, mitt-

lerem Osten oder China dürften 

beim Wort Klimanotstand an ver-

schmutztes Wasser, erstickenden 

Smog und verpestete Luft denken. 

Wo doch fernöstliche Touristen 

hierzulande schon heute weis-

se Gesichtsmasken tragen. Die-

selben Kreise, die heute negati-

ve Katstrophenschlagzeilen über 

das sauberste, umweltbewusstes-

te aller Länder verbreiten, buttern 

im nächsten Moment wieder viele 

Millionen Steuergelder in die Tou-

rismusförderung.

Dank dem Zürcher Klimanotstand 

ist ab sofort das Klima offiziell das 

oberste aller Probleme. Was Tou-

risten abhält, schreckt Kriminal-

touristen und Asyltouristen nicht 

ab. Die Zürcher wollten ein Zei-

chen setzen. Jetzt erhalten sie 

statt Politik Symbolpolitik. Grün 

ist oft gleichbedeutend mit unreif.

Christoph 
Mörgeli

Grün ist die 
Hoffnungslosigkeit

RÜCKBLICK AUF DIE SONDERSESSION DES NATIONALRATS

Erfolgreicher Finanzausgleich, der fast allen mehr bringt
Vor einem Jahrzehnt erst wurde nach mehrjährigem Seilziehen und zähen Verhandlungen der neue 
Finanzausgleich (NFA) zwischen Bund und Kantonen eingeführt. Dieses eidgenössische 
Ausgleichsinstrument auf der Grundlage der gegenseitigen Hilfe prägte die Traktandenliste der natio- 
nalrätlichen Sondersession. Dabei stand der Ressourcenausgleich im Vordergrund.

Es geht um rund 5,2 Milliarden Fran-
ken pro Jahr, die von sieben Geberkan-
tonen mit überdurchschnittlicher Fi-
nanzkraft zu 19 Nehmerkantonen mit 
mageren Kassen fliessen.

Für die vorberatende Finanzkommis-
sion (FK) schilderte unser St. Galler 
Fraktionskollege Thomas Müller die 
Ausgangslage: «Der Schweizer Födera-
lismus ist ein ausgeprägter Fiskalföde-
ralismus, der Wettbewerb zwischen 
den Kantonen zulässt, aber nicht schran-
kenlos.

Korrekturen sind mit Blick auf die 
längerfristige Akzeptanz des Systems 
vorzunehmen. Dabei steht nicht das 
Verhältnis zwischen Bund und Kanto-
nen im Vordergrund, sondern das Ver-
hältnis der Kantone untereinander.»

Von staatspolitischer Bedeutung
Als Finanzminister rief unser SVP-Bun-
despräsident Ueli Maurer folgende Eck-
werte in Erinnerung: «Es geht um eine 
Vorlage von staatspolitischer Bedeu-
tung für den Zusammenhalt des Lan-
des. Das war in den Vorbereitungssit-
zungen mit den Kantonen und zwi-
schen Bund und Kantonen spürbar.»

An der Spitze der Nehmenden steht 
mit grossem Abstand der Kanton Bern, 
dem 2019 total 1,187 Milliarden Fran-
ken zufliessen. Am meisten Geld be-
kommt für das laufende Jahr pro Kopf 
der Einwohner mit 2288 Franken der 
Kanton Jura. Bezahlt wird das mit 2727 
Franken pro Kopf seiner Einwohner 
grosszügig vom Kanton Zug.

Bemerkenswert ist, dass mit Zug, 
Schwyz, Nidwalden und Obwalden vier 
der sieben Geberkantone in der Zent-
ralschweiz liegen. Die Reform der Kan-
tone nahm nun der Nationalrat in der 
Sondersession unter die Lupe. Ein heis-
ses Eisen war die sogenannte Mindest-
ausstattung. Die steht auch dem ärms-
ten Kanton zu und lag bisher informell 
bei 85 Prozent der durchschnittlichen 
Finanzkraft aller Kantone.

Wer bekommt mehr oder weniger?
Neu wurde nun mit der Reform des 
Bundesgesetzes über den Finanz- und 
Lastenausgleich ein gesetzlicher Min-
destanspruch von 86,5 Prozent festge-
schrieben. Umstritten war die Auftei-
lung des Bundesbeitrags an den Las-
tenausgleich um 140 Mio. Franken pro 
Jahr. Die Mehrzahl der Kantone sowie 
Bundesrat und Ständerat waren für Zu-
weisung des ganzen Betrags in den so-
ziodemografischen Ausgleich. Davon 
profitieren Kantone mit vielen Sozial-
hilfebezügern und Rentnern.

Ländliche Kantone versuchten, die 
Hälfte des Betrags in den topografischen 
Lastenausgleich umzulenken, um Ge-
birgskantone zu begünstigen. Wie der 
Ständerat hat sich auch der National-
rat aber hinter die von 22 Kantonen 
mitgetragene Lösung gestellt.

Alles in allem: Zürcher, Zuger, Gen-
fer und Basler müssen ab 2020 weniger 
an den Finanzausgleich (NFA) zahlen. 
Die Entlastung der wirtschaftlich star-
ken Geberkantone ist das Hauptmerk-
mal der Reform.

Unsere Fraktion unterstützte die 
Reform und den Kompromiss. Zudem 

hat die Fraktion eine Standesinitiative 
des Kantons Luzern unterstützt. Diese 
fordert, Fehlanreize im nationalen Fi-
nanzausgleich mit einer tieferen Ge-
wichtung der Unternehmensgewin-
ne zu beseitigen. Damit bekämen Neh-
merkantone mehr Anreize, ihre Fi-
nanzlage selber zu verbessern.

Wie viele Wölfe erträgt 
die Schweiz?
Mit Änderungen des eidgenössischen 
Jagdgesetzes packten Bundesrat und 
Bundesversammlung die Herausforde-
rungen an, die sich vor allem im Be-
reich des Wildschutzes immer dringen-
der abzeichneten. Diese Gesetzesrevisi-
on hat das Parlament verlangt. Der 
Wolf war in der Schweiz im 18. und 19. 
Jahrhundert ausgerottet worden. Heute 
leben mehrere Rudel mit etwa 50 Wöl-
fen hier. Pro Jahr werden rund 220 
Nutztiere von Wölfen gerissen, mehr-
heitlich Schafe.

Unser Walliser Fraktionskollege Franz 
Ruppen, der auch Vorstandsmitglied 
des Vereins «Lebensraum Wallis ohne 
Grossraubtiere» ist, veranschaulichte 
die Zustimmung der SVP-Fraktion zur 
Jagdgesetzrevision. «Der Wolf ist keine 
vom Aussterben bedrohte Tierart», sagte 
Ruppen, «die Wolfspopulation in Euro-
pa ist rasant am Wachsen.» Es gebe in 
der dicht bevölkerten Schweiz keine 
Region, die gross genug sei, um den 
Wölfen artgerechte Lebensräume zu 
bieten. Die Wolfsproblematik betreffe 
immer mehr auch das Mittelland und 
die Agglomerationen.

Keine Scheu vor Menschen
Dazu berichtete Ruppen: «In den letz-
ten Monaten sind Wolfsrisse ausser in 
den Kantonen Wallis und Graubünden 
auch in den Kantonen Uri, Schwyz, Gla-
rus, St. Gallen, Bern, Thurgau, Luzern, 
Zug, Aargau und in der Westschweiz 
vorgekommen. Auch im Kanton Zürich 
gab es Wolfsvorkommen. Der Wolf ver-
liert immer mehr die Scheu vor dem 

Menschen und kommt immer näher 
an die Siedlungen.» Man müsse darum 
die Bestände regulieren können, ohne 
dass ein grosser Schaden bereits vorlie-
gen muss.

So sah es auch die Mehrheit des Ple-
nums nach einer ausführlichen und 
sehr emotionalen Debatte. Eine linke 
Kommissionsminderheit beantragte er-
folglos, die Vorlage an den Bundesrat 
zurückzuweisen mit dem Auftrag, der 
Biodiversität und dem natürlichen Öko-
system mehr Gewicht zu verleihen. Der 
Nationalrat entschied jedoch, den Schutz 
des Wolfes in der Schweiz deutlich zu 
lockern.

Künftig soll der ganze Wolfsbestand 
reguliert werden können. Die Behör-
den sollen Tiere zwischen dem 1. Sep-
tember und dem 31. Januar zum Ab-
schuss freigeben dürfen, bevor Scha-
den entstanden ist. Der Nationalrat ver-
langte eine Dezimierung des Wolfsbe- 
standes bei jedem drohenden Schaden 
und auch ohne Herdenschutzmassnah-
men. SP und Grüne kritisierten, damit 
werde der Wolfsschutz völlig ausge-
höhlt. In der Gesamtabstimmung nahm 
der Nationalrat das Jagdgesetz mit 115 
zu 67 Stimmen bei 3 Enthaltungen an. 
Nun ist wieder der Ständerat am Zug.

Versicherungsgesetz zum zweiten...
Das geltende Versicherungsvertragsge-
setz (VVG) ist über hundert Jahre alt. 
2011 unterbreitete der Bundesrat Vor-
schläge für eine Totalrevision. Das Par-
lament wies diese 2013 zurück mit dem 
Auftrag, eine Teilrevision zu ausgewähl-
ten Punkten auszuarbeiten. Der zwei-
te Entwurf enthielt weitere umstritte-
ne Änderungen beim Widerrufsrecht, 
bei der vorläufigen Deckung und der 
Verjährung, beim Kündigungsrecht 
sowie bei Grossrisiken, weshalb von lin-
ker und grüner Seite sogar die Rück-
weisung an den Bundesrat beantragt 
wurde. Nach ausführlicher Eintretens-
debatte hat der Nationalrat dann als 
Erstrat eine zweite Rückweisung an den 

Bundesrat mit 128 Nein gegen 53 Ja 
verweigert. In der Detailberatung wur-
den umstrittene Änderungen entschärft. 
So strich man das Recht der Versiche-
rungen, die Vertragsbedingungen ein-
seitig zu ändern. Wegen einer Refe-
rendumsdrohung der Konsumenten-
schützer wurde befürchtet, dass eine 
Abstimmung darüber bei den eidgenös-
sischen Wahlen vom Oktober 2019 
zum willkommenen Geschenk für 
die Linke hätte werden können. Zu 
reden gab auch das vorgeschlagene 
Recht der Versicherungen, ihre Leistun-
gen im Krankheitsfall oder bei Unfällen 
einzuschränken oder ganz einzustel-
len. Mit 133 zu 50 Stimmen erklärte 
der Nationalrat solche Vertragsbestim-
mungen für nichtig.

Eine wichtige Verbesserung aus Kon-
sumentensicht ist schliesslich das Recht, 
einen Vertragsschluss innerhalb von 14 
Tagen zu widerrufen. Eine Mitte-Links-
Minderheit setzte durch, dass das auch 
für wesentliche Änderungen des Ver-
trags gilt. In der Gesamtabstimmung 
nahm der Nationalrat die Revision des 
Versicherungsgesetzes mit 124 zu 26 
Stimmen bei 36 Enthaltungen an. Vor 
allem SP und Grüne verweigerten die 
Zustimmung.

Hans Egloff
Nationalrat SVP
Aesch ZH

EINFLUSS DER MEDIEN

Ursache und Wirkung in der Politik
Es wird immer wieder gesagt, die Mühlen der Politik mahlten langsam in der Schweiz. Das ist teilweise so 
gewollt. Wir haben ein Zweikammersystem im Bundesparlament und auch mit Volksrechten kann der Gang der 
Gesetzgebung beeinflusst, verlangsamt, korrigiert oder gar gestoppt werden.

Es kann aber auch in der Schweiz sehr 
schnell gehen. Vor allem dann, wenn 
ein medialer Druck aufgebaut wird. 
Viele Politiker fürchten nämlich nichts 
mehr als der Vorwurf, sie seien untä-
tig – dabei wäre das sogar oft das Rich-
tige. Doch wenn die Mühlen der Ge-
setzgebung gehetzt von der Medien-
meute in Gang geraten, wird regelmäs-
sig weit übers Ziel hinaus geschossen. 
Dann geht der Blick für das grosse Bild 
rasch verloren. Mit den Klimademons-
trationen von Kindern und Jugendli-
chen wird genau dieses Ziel verfolgt. 
Es soll ein politisches Klima geschaffen 
werden, in dem ordnungspolitische 
Grundsätze keine Rolle mehr spielen. 
Ohne Rücksicht auf Verluste stürmen 
so genannte «Lösungsorientierte» auf 
eine Lösung los, die sie sich selber zum 
Ziel gesetzt haben.

Ein anderes Beispiel für eine solche 
Massenhysterie, die zu einer unver-
hältnismässig restriktiven Gesetzge-
bung führte, ist das der so genannten 
«Kampfhund»: 2005 wurde im zürche-

rischen Oberglatt ein 6-jähriger Kin-
dergartenschüler von drei Hunden an-
gefallen und derart schwer verletzt, 
dass er noch am Tatort starb.

So etwas ist fürchterlich und tragisch. 
Und selbstverständlich hat eine Gesell-
schaft ihre jüngsten und schwächsten 
Mitglieder zu schützen. Die Frage ist 
jedoch, wie sie das tut. Im konkreten 
Fall überschlugen sich die Medien mit 
drastischen Forderungen.

Die Zeitung mit den grossen Buch-
staben, die man nicht lesen sollte, 
startete sogar eine Petition, um die 
Politikerinnen und Politiker in Bern 
zum Handeln zu zwingen. Und fein 
säuberlich wurde aufgelistet, wer von 
den Damen und Herren diese Bitt-
schrift an sich selbst unterzeichnet 
hatte. Nach den möglichen Ursachen, 
die zum Tod des Knaben führten, wurde 
nicht mehr gefragt.

Tatsache ist nämlich, dass der nicht 
ortsansässige Hundehalter mit seinen 
Pitbulls schon mehrfach negativ auf-
gefallen war. Reklamationen wegen des 
aggressiven Verhaltens der Hunde hät-
ten aber nicht gefruchtet.

Und nicht nur das: Der Mann war il-
legal in der Schweiz. Er hätte gar nicht 
hier sein dürfen. Es hätte also gar kein 
neues Gesetz gebraucht. Der Knabe 
könnte noch leben, wenn unsere Be-
hörden das kantonale Gesetz über das 

Halten von Hunden und das eidgenös-
sische Ausländergesetz durchgesetzt 
hätten.

Ganz ähnlich verhält es sich mit den 
jüngsten Bestrebungen zur Einschrän-
kung des privaten Waffenbesitzes. Un-
sere Behörden haben tatsächlich die 
Frechheit, die von ihnen angestrebten 
Massnahmen mit dem «Kampf gegen 
den Terrorismus» zu begründen. Dass 
der Terrorismus, unter dem Europa seit 
Jahren zu leiden hat, mit der Zuwande-
rung von nicht integrationswilligen 
Fanatikern, die alles ablehnen, was 
«den Westen» ausmacht, zu tun haben 
könnte, wird glattweg in Abrede ge-
stellt.

Selbst der offensichtliche Zusam-
menhang zwischen dem bedrohlichen 
Anstieg des Antisemitismus und der 
Aufnahme von Hundertausenden von 
Muslimen, die seit Jahrzehnten von der 
Auslöschung Israels träumen, ist für 
unsere Behörden kein Thema.

Man fühlt sich an Orwells «Krieg ist 
Frieden; Freiheit ist Sklaverei; Unwis-
senheit ist Stärke» erinnert, wenn die 
Obrigkeit plötzlich behauptet, Waffen 
in den Händen freier, urteilsfähiger 
und mündiger Bürgerinnen stellten 
eine Gefahr für die Öffentlichkeit dar, 
wo doch noch kein einziger Terroran-
schlag mit legal erworbenen Waffen 
ausgeführt wurde.

Claudio Zanetti
Nationalrat SVP
Gossau ZH

Unrecht
Freiheitsfeindlich
Nutzlos
Gefährlich
Antischweizerisch

Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz
EU-Diktat-Nein.ch

Auch für Ines, angehende Büchsenmacherin, ist klar:

NEIN
am 19. Mai

Stop dem Entwaffnungsdiktat der EU
A3-DE-02
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AUS DEM KANTONSRAT

Klimapanik – Zürcher Kantonsrat 
betreibt Symbolpolitik
Die neuen Mehrheiten im Kantonsrat haben sich bei der Debatte um 
zwei Postulate der SP und der GLP, welche die Ausrufung des 
«Klimanotstandes» fordern, erwartungsgemäss ausgewirkt. Diese 
wurden mit 90 zu 84 Stimmen an den Regierungsrat überwiesen.

Bereits vor dem Rathaus wurden die 
Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier lautstark von einigen klimastrei-
kenden Jugendlichen empfangen wel-
che dann später auf der Tribüne, teils 
als Eisbären verkleidet, die Debatte ges-
tikulierend begleiteten. Insgesamt war 
der Klamauk wenig geeignet die Ernst-
haftigkeit des Anliegens zu unterstrei-
chen.

Wahlkampfmotivierte 
Symbolpolitik
Argumente gegen den Klimahype wur-
den von den SVP Vertretern während 
der über zweistündigen Verhandlung, 
überzeugend dargelegt. Christian Lucek 
als Fraktionssprecher, wies insbesonde-
re auf den Missbrauch des Notstandsbe-
griff hin.

Nach Kantonsverfassung besteht ein 
Notstand, wenn eine schwerwiegende 
Störung oder unmittelbare Bedrohung 
der öffentlichen Sicherheit droht, und 
der Regierungsrat auch ohne Geset-
zesgrundlage Notverordnungen tref-
fen muss. Dies ist heute ganz sicher 
nicht der Fall, was sogar die Postulan-
ten eingestehen. Die Postulate haben 
lediglich zur Folge, dass der Regierungs-
rat innerhalb eines Jahres einen Bericht 
verfasst, in welchem er mögliche Mass-
nahmen aufzeigt. Es geht daher um 
reine Wahlkampfmotivierte Symbolpo-
litik, welche die Instrumente der Ver-
fassung verhöhnt.

Augenmass
Inhaltlich wies Lucek darauf hin, dass 
auch die SVP anerkennt, dass sich das 
Klima erwärmt und namhafte Wissen-
schaftler davon ausgehen, dass dabei 
der CO2 Ausstoss eine Rolle spielt. Eben-
falls nehmen wir jedoch zur Kenntnis, 
dass die Schweiz rund 0.1 Prozent zum 
globalen Ausstoss beiträgt, es gilt des-
halb das Augenmass nicht zu verlieren.

In den letzten Dekaden wurden in 
sämtlichen Bereichen wie Strassenver-
kehr, Gebäudetechnik und auch in der 
Luftfahrt grosse Fortschritte erzielt. 
Die SVP stellt sich nicht gegen weiter-
führende Massnahmen sofern sie nebst 
ökologischen Vorteilen auch ökono-
misch vertretbar sind. Einschränkun-
gen der Freiheit, überrissene Lenkungs-

abgaben und staatliche Zwänge leh-
nen wir ab. Diese schwächen den Wirt-
schaftsstandort und  damit  den  Wohl- 
stand welcher notwendig ist um genau 
die erwünschten Fortschritte zu finan-
zieren.

Versorgungssicherheit
Die SVP fordert eine von Tabus und 
Ideologie befreite Energiediskussion. 
Wenn der CO2 Ausstoss tatsächlich die 
grösste aktuelle Bedrohung darstellt 
und daher zum Beispiel die Elektromo-
bilität, Wärmepumpen und die Digita-
lisierung vorangetrieben werden soll, 
dann brauchen wir mehr denn je eine 
sichere Stromversorgung. Diese ist al-
leine mit erneuerbaren Energien un-
möglich zu erreichen. Nur eine Kombi-
nation von Wasserkraft und Kernener-
gie kann diese Versorgungssicherheit 
langfristig und unabhängig sicherstel-
len. Die SVP scheut sich nicht vor die-
ser Diskussion.

«Klimastutz» oder Klimaschutz
Kantonsrat Hanspeter Amrein wies auf 
frühere Weltuntergangsprognosen wie 
zum Beispiel das Waldsterben hin und 
warnte davor, dass es mit Forderungen 
nach Abgaben mehr um den «Klima-
stutz» als um Klimaschutz geht. Sandra 
Bossert rief dazu auf, saisongerechte 
Produkte heimischer Landwirtschaft 
zu konsumieren und den Bauern zu er-
möglichen rentabel zu wirtschaften 
statt weiter zu regulieren um damit 
weitgereiste Importe zu vermeiden. Or-
lando Wyss stellte treffend den gestie-
genen Energiebedarf und der damit 
verbundene CO2 Ausstoss in direkten 
Zusammenhang mit der Zuwanderung, 
welche ausgerechnet von den Postu-
lanten nicht als Problem wahrgenom-
men wird. Einige weitere Referenten 
der SVP steuerten überaus engagierte 
Voten zur Debatte bei.

Schwierige Legislatur erwartet
Der neue grüne Baudirektor Martin 
Neukom, hatte bei seinem ersten Auf-
tritt die Aufgabe zähneknirschend die 
ablehnende Haltung des Gesamtregie-
rungsrates zu vertreten, es ist zu hof-
fen, dass die pragmatische Politik sei-
nes Vorgängers noch lange nachhallen 
wird. Die Diskussion hat gezeigt, dass 
uns eine schwierige Legislatur erwar-
tet, jedoch auch die Chance bietet un-
sere Standpunkte klar und deutlich 
darzulegen. Die Offensive unserer Spre-
cher hat gezeigt, dass wir dazu in der 
Lage sind und den Einfluss der SVP 
weiter kraftvoll ausüben werden.

Christian Lucek
Kantonsrat SVP 
Dänikon

WORTE DES PRÄSIDENTEN

Leben in Freiheit und Sicherheit

Seit über hundert Jahren kämpft die 
SVP dafür, dass es unserem Land und 
seiner Bevölkerung gut geht. Gut geht 
es uns dann, wenn wir ein Leben in 
Frieden, Selbstbestimmung und Selbst-
verantwortung führen können. Vor- 
aussetzung dazu bilden Freiheit und 
Sicherheit. «Frei und sicher» – mit die-
sem Slogan steigt die SVP in die eidge-
nössischen Wahlen 2019. Ich bin zu-
versichtlich, dass die Schweizerinnen 
und Schweizer gerade die SVP bei den 

Werten Freiheit und Sicherheit als 
sehr glaubwürdig wahrnehmen. Unter 
Freiheit verstehen wir vorab das Bür-
gerrecht, unsere Meinung bei Wahlen 
und Abstimmungen zu vertreten. Und 
unser Entscheid muss gelten. Alles an-
dere ist undemokratisch. Wir halten 
ein für allemal fest: In diesem Land ist 
das Volk der Chef. Und nicht irgend-
ein Richter in Lausanne oder Strass-
burg, nicht irgendein EU-Funktionär 
in Brüssel, nicht irgendein Diplomat 
im Uno-Glaspalast in New York. Wir 
wollen frei sein, alle unsere Angele-
genheiten auch auf den Stufen Ge-
meinde und Kanton eigenständig zu 
regeln, sofern sie nicht ausdrücklich 
Bundessache sind. Wir wollen in einem 
selbstbestimmten, nicht in einem 
fremdbestimmten Land leben. Jeder 

und jede von uns will die persönliche 
Lebensform frei wählen können, ge-
nauso den Arbeitsplatz, die Gestal-
tung der Freizeit, die Wahl des Ver-
kehrsmittels. Und wir wollen in Frei-
heit über einen grösstmöglichen Teil 
unseres Einkommens verfügen, statt 
immer mehr davon in den unersättli-
chen Rachen des Staates zu stopfen. 
Nur so ist Konsum, Investieren und 
Sparen möglich, nur so erschaffen wir 
uns die Grundlage einer blühenden 
Wirtschaft.

Unsere Freiheit können wir aber 
nur geniessen, wenn wir in Sicherheit 
leben. Vorab sicher an Leib und Leben, 
vor Verbrechen ebenso wie vor dem 
Missbrauch unserer Gesetze und Sozi-
alwerke. Wir wollen eine kontrollier-
te Grenze, eine eigenständige Rege-

lung der Zuwanderung und eine kon-
sequente Ausschaffung krimineller 
Ausländer. Wir verlangen die Sicher-
heit, dass unser Asylsystem nicht miss-
braucht wird durch die Massenein-
wanderung kulturfremder Menschen, 
deren wahre Identität wir nicht ein-
mal kennen. Niemals dürfen wir dul-
den, dass sich ältere Mitbürger und 
Frauen nachts nicht mehr auf die 
Strasse getrauen. Wir verlangen den 
Schutz unseres Eigentums vor Über-
griffen, gerade auch vor jenen des 
Staates. Wir fordern aber auch die Si-
cherheit von anständig bezahlten Ar-
beitsplätzen, die durch die Zuwande-
rung immer mehr gefährdet ist. 
Ganz wichtig sind uns auch eine si-
chere Energieversorgung, sichere So-
zialwerke, funktionierende Polizeior-

gane und effiziente Gerichte. Gegen 
aussen muss uns eine einsatzbereite 
Miliz-Armee verteidigen können. Und 
eine produzierende Landwirtschaft 
gibt uns die Sicherheit eines möglichst 
hohen Selbstversorgungsgrades.

Wir werden im Wahlkampf kämp-
fen. Das Motto heisst angreifen, an-
greifen und nochmals angreifen.

Die aktuellen Klimaforderungen von 
links zerstören unsere Freiheit und Si-
cherheit. Der EU-Anbindungsvertrag 
zerstört unsere Freiheit und Sicherheit, 
genau wie die ungezügelte Massen-
einwanderung unsere Freiheit und Si-
cherheit zerstört.

Das Schweizer Volk weiss das eigent-
lich längst. Aber wir werden es den Bür-
gerinnen und Bürgern im Wahlkampf 
mit Nachdruck in Erinnerung rufen.

von
Patrick Walder

NEIN ZUR EU WAFFENRICHTLINIE

Schweizer Offiziersgesellschaft kämpft 
für die Armeewaffe
An einem gut besuchten SVP-Politlunch in Marthalen zeigte Oberst Stefan Holenstein als Präsident 
der Schweizer Offiziersgesellschaft (SOG) umfassende Gründe auf, warum die EU-Waffenrichtlinie auch aus 
militärpolitischer Verantwortung abgelehnt werden muss.

RoMü. «Die SOG beschäftigt sich mit 
der EU-Waffenrichtlinie, weil sie grund-
sätzlich für ein liberales, dem Milizwe-
sen angemessenes Waffenrecht eintritt. 
Sie mischt sich nun ein, weil sie keine 
neuen Regulierungen mehr wünscht», 
begründete einleitet Stefan Holenstein 
die Stellungnahme der SOG. Dies gera-
de auch mit Blick auf das ausserdienst-
liche Schiesswesen, welches von der 
neuen EU-Waffenrichtlinie betroffen ist.

Integraler Armee-Bestandteil
Für die Schweizer Offiziere ist das Schies-
sen ein integraler Bestandteil des Mili-
tärhandwerks und damit wird die mi-
litärpolitische Verantwortung zuguns-
ten der Bürger wahrgenommen und 
für deren Sicherheit und Freiheit ein-
steht. Entsprechend fordert sie im lau-
fenden Abstimmungskampf über das 
neue Waffenrecht eine Versachlichung 
der Diskussion.

«Wir teilen die staatstragenden Werte 
und Tugenden der Schützen und sind 
uns zugleich auch der Bedeutung von 
Schengen und Dublin bewusst», versi-
cherte der Generalstabsoberst weiter. 
Insbesondere warnte er vor einem vor-
auseilenden Gehorsam, was einmal 
mehr mit dem autonomen Nachvoll-
zug untermauert wird. Während die 
neue Waffenrichtlinie in der Schwei-
zer Gesetzgebung umgesetzt werden 
soll und damit den legalen Waffenbe-
sitzer trifft, wird aber damit der ge-
fährliche Handel mit illegalen Waffen 
nicht ausgeschaltet.

Verantwortung Sommarugas
Dies sind Schwachstellen für die SOG, 
welche zugleich auch Kritik am Bun-

desrat und insbesondere an der da-
mals federführenden Bundesrätin Si-
monetta Sommaruga übt, weil sie in 
den Verhandlungen mit der EU Spiel-
raum weder ausreichend noch befrie-
digend genutzt hatte und viel mehr 
drin gelegen wäre. Zugleich verfehlt 
die Vorlage das eigentliche Kernziel, 
die missbräuchliche Verwendung von 
Feuerwaffen für kriminelle und terro-
ristische Anschläge zu verhindern.

Es sind aber auch staatspolitische 
Überlegungen, welche bei der SOG für 
ein Nein geführt haben. Holenstein 
kritisiert die fehlende Sensibilität des 
Bundesrates gegenüber dem mündigen 
Bürger. Zugleich werden die Sturmge-
wehre 57 und 90, welche auch als Sym-
bol für eine freiheitliche Schweiz zu 
betrachten sind, verboten. «Die neue 
Waffenrichtlinie wird unserem auf dem 
Milizprinzip beruhenden liberalen Waf-
fenrecht nicht gerecht und damit wird 
das Erfolgsmodell Milizprinzip ange-
zweifelt». Hier äusserte Holenstein auch 
Kritik an bürgerlichen Politikern, wel-
che in den entsprechenden Sicherheits-
kommissionen im Stände- wie auch Na-
tionalrat sich zu wenig für die Anlie-
gen der Schützen und der Armee ein-
gesetzt haben.

Droht ein Schengen-Ausschluss?
Der vom Bundesrat bei einem mögli-
chen Nein angedrohte automatische 
Schengen-Ausschluss weist Holenstein 
mit aller Deutlichkeit zurück und ver-
weist auf die Botschaft des Bundesrates 
zum Beitritt zu Schengen 2004.

Dort wurde dem Stimmvolk ver-
sprochen, dass bei einer Nichtüber-
nahme einer Weiterentwicklung des 

Schengen-Abkommens eine pragma-
tische Lösung gesucht und keine «Vogel-
friss-oder-stirb-Strategie» angewendet 
wird.

Hier äusserte Holenstein grosse Zwei-
fel. «Der Entscheid über die Weiterfüh-
rung des Abkommens ist ein politischer 
und kein juristischer Wille», so Holen-
stein. Er stellt auch ausser Frage, dass 
die EU hier ein Exempel an der Schweiz 
statuieren will, denn die EU hat kaum 
Interesse, das die Schweiz nicht mehr 
bei Schengen mitmacht. Die Schweiz 
zahlt mit 7,5 Prozent überproportional 
viel an Schengen. Die Terrorismusbe-
kämpfung ohne Schweiz sei auch für 
sie nicht denkbar.

EU-Salamitaktik
Auch die in die Runde geworfene Argu-
mentation, dass ein Nein negative Aus-
wirkungen für den Tourismus hat, wies 
er zurück, weil die Schweiz einfach 
das Schengenvisa unilateral anerken-
nen kann. Zugleich befürchtet die SOG, 
dass mit der bereits von der EU ab 2020 
angekündigten Überprüfung weitere An-
passungen nötig werden, so dass mit 
dieser Salamitaktik weitere Verschärfun-
gen befürchtet werden. «Wehret den An-
fängen!»

Mut für eigenständiges Handeln
«Bei einem Ja am 19. Mai ist das Sturm-
gewehr eine verbotene Waffe, wollen 
wir das?», so Holenstein in seinem Fazit. 
Für ihn und die SOG ist die EU-Waffen-
richtlinie definitiv keine taugliche Mass-
nahme gegen den Terrorismus. Zugleich 
ruft er die Schweiz dazu auf, den bra-
ven Konfirmandenstatuts wegzulegen 
und mehr Mut für eine eigenständige 
Haltung zu zeigen. Zudem wies er die 
übertriebene, dominierende Angst- und 
Panikmache der Befürworter bezüg-
lich des automatischen Schengen-Aus-
schlusses zurück. Es geht auch mit 
einem Nein weiter. «Nach einer sehr 
sorgfältigen Güterabwägung hat die 
SOG beschlossen, für ein Nein zur EU-
Waffenrechtlinie am 19. Mai einzuste-
hen», so Holenstein abschliessend.

SVP-Bezirkspräsident und Kantonsrat Paul Mayer bedankt sich für das sachlich 
geprägte Referat beim SOG-Präsidenten Stefan Holenstein.
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PARTEIVERSAMMLUNG SVP DIETIKON

Grill und Bier und 2x NEIN
Die Parteiversammlung vom 6. Mai im BiBs an der Fondlistrasse bei Grill und Bier war spannender denn je. 
Rund 30 Mitglieder folgten der Einladung zur Versammlung. Markus Lottenbach referierte zur Vorlage 
STAF (Steuervorlage und AHV) und als Gegenpart referierte die Junge SVPlerin Jennifer Fischer. Beide brachten 
ihre Argumente pro und contra zur Vorlage gekonnt ein. Die anschliessend geführte angeregte Diskussion 
war beeindruckend. Man konnte sehen, dass dieses Thema die Jungen speziell beschäftigt.

SVP Dietikon sagt Ja zur STAF
Das nicht optimale Wetter lud zwar nicht 
zu Grill und Bier ein, doch dieses hielt die 
rund 30 Mitglieder nicht davon ab, an die 
Parteiversammlung zu kommen. Der Re-
ferent zur STAF Markus Lottenbach 
brachte als erster seine Argumente für 
ein JA ein. Er erläuterte die Vorlage auf 
sachlicher Basis und erwähnte ebenfalls, 
dass es korrekterweise zwei Abstimmun-
gen geben sollte. Doch um die AHV und 
die Steuerreform nicht zu gefährden bil-
ligte das nationale Parlament der Ver-
knüpfung der beiden Vorlagen zu.

Jennifer Fischer argumentierte genau 
auf diesem Punkt, denn sie ist davon 
überzeugt, dass die AHV korrekt sa-
niert werden müsse und so keine Ver-
knüpfung mit der Mehrwertsteuer statt-
finden dürfe. Die Jungen haben das Ge-
fühl, dass sie nichts mehr aus dem 
hochverschuldeten Topf der AHV pro-
fitieren werden. Sie sind sich bewusst, 
dass sie so oder so länger arbeiten müs-
sen. Diese und andere Argumente über-
zeugten eine knappe Mehrheit. Bei der 
Schlussabstimmung obsiegten die Geg-
ner der Vorlage mit 14:13 bei zwei Ent-

haltungen. Deshalb lautet die Parole 
der SVP Dietikon: NEIN.

Klares Nein zur EU Waffenrichtlinie
Die anschliessende Präsentation der 
Herren Strässle und Bobillier zum Waf-
fengesetz war äusserst aufschlussreich. 
Bei beiden Herren konnten auf gute Art 
und Weise aufzeigen, dass die EU ein 
reines Säbelrasseln verursacht. Den Gäs-
ten wurden die verschiedenen Waffen-
arten dargestellt und was es bedeutet, 
wenn diesem Gesetz zugestimmt würde. 
All die Widersprüche der Befürworter 

dieser Vorlage wurden aufgezeigt. Am 
Schluss war klar, hier muss mit einem 
klaren NEIN geantwortet werden. Mit 
29:1 wurde die NEIN-Parole gefasst.

Informationen des Präsidenten
Der Präsident Rochus Burtscher infor-
mierte, dass für die nächsten Partei-

versammlungen wiederum National-
räte und auch Regierungsräte eingela-
den werden.

Weiter erwähnte er, dass der «Verein 
Zäme Zämstah» am 21. Mai eine Veran-
staltung mit NR Andreas Glarner im 
katholischen Kirchgemeindehaus in Ge-
roldswil organisieren.

Outdoor Referat von Markus Lottenbach zu STAF Aufmerksame Zuhörer an der Wärme

Aufmerksame Zuhörer

Markus Lottenbach im Referat Roger Bobillier und Sandro Strässle

RÜCKTRITT JÜRG STAHL

Einer der letzten «Generalisten» 
geht frühzeitig
Nach fünf erfolgreichen Wahlen in den Nationalrat hat sich Jürg (Tschüge) Stahl entschieden, für die 
Legislaturperiode 2019–2023 nicht mehr zu kandidieren.

Seit März 1994 hat er unsere SVP in 
verschiedenen Parlamenten vertreten – 
von 1994 bis 2001 im Grossen Gemein-
derat Winterthur und seit 1999 für un-
seren Kanton im Nationalrat. Diese 25 
Jahre seines Lebens im Dienst der Ge-
meinschaft, des Kantons Zürich und 
der Schweiz beschreibt er als prägend, 
spannend und bereichernd.

Mit dem Amt des Präsidenten des 
Nationalrates 2016/17 durfte er unser 
Land als «höchster» Schweizer vertre-
ten. Diese Zeit war für ihn unbestrit-
ten die intensivste und der Höhepunkt 
seiner Politkarriere.

Die Schreibende durfte Tschüge wäh-
rend seines Präsidialjahrs in Bern be-
suchen. Es war eindrücklich mit zu er-
leben, wie er sein anspruchsvolles Amt 
mit seiner ruhigen Art aber kompetent 
ausführte und auch den Humor nie 
verlor.

Die Mitarbeit in verschiedenen Kom-
missionen des Nationalrates, wie die 
UREK, APK, WBK und aktuell SGK (Prä-
sident 2008/09) und GPK (aktueller Prä-
sident der Subkommission EDI/UVEK) 
und über 10 Jahre als Präsident der Par-
lamentarischen Gruppe Sport (bis 2017), 
sind Abbild seines diversifizierten und 
breiten Einsatzes in verschiedenen Be-
reichen der Gesellschaft.

Nach einer Berufslehre als Drogist 
1984–1988 absolvierte Jürg Stahl 1991/92 
die Höhere Fachschule für Drogisten 
in Neuenburg sowie 1992 die Meister-
prüfung. Im Anschluss durchlief er an 
der Hochschule St. Gallen (HSG) das 
Nachdiplomstudium «HSG KMU».

Von 1996 bis 2004 war er Inhaber 
der «Drogerie Jürg Stahl» in Winterthur. 
Von 2004 bis 2017 war er Mitglied der 
Geschäftsleitung der Versicherung Grou-
pe Mutuel und Leiter des Service Center 
Zürich.

Er ist seit 2012 verheiratet, Vater einer 
Tochter und wohnt in Brütten. Im Mi-
litär ist er Major und im Stab der Luft-

waffe als Einsatzoffizier der Fallschirm-
aufklärer tätig.

Nun macht er der nächsten Genera-
tion im Nationalrat Platz und konzen-
triert sich – ausserhalb des Ratsbetriebs – 
weiterhin sehr motiviert auf seine Tä-
tigkeiten als Präsident von Swiss Olym-
pic, Präsident des Schweizerischen Dro- 
gistenverbandes und als Botschafter des 
Talent-Campus Bodensee (SBW Haus des 
Lernens AG) um damit die Bereiche Sport/
Bewegung, Gesundheit und Bildung wei-
ter zu entwickeln und zu prägen.

Nach der erfolgreichen Wahl von Na-
talie Rickli in den Zürcher Regierungs-
rat entschied sich Tschüge, auf den 
2. Juni 2019 aus dem Nationalrat aus-
zutreten.

Für mich als Bezirkspräsidentin der 
SVP Winterthur ist es speziell, selbst 
in den Nationalrat nachrücken und un-
sere Region vertreten zu dürfen. Mit 
diesem Schritt ermöglicht er mir als 
sozialpolitisch engagierte Frau für den 

Rest der Amtsdauer die Ausgangslage 
für eine erfolgreiche Wiederwahl zu 
nutzen, was für die Region Winterthur 
wichtig ist! Mit dem Rücktritt von Na-
talie Rickli aus dem Nationalrat und 
seinem Entscheid im Herbst nicht mehr 
zu kandidieren, ist Winterthur, der öst-
liche Teil des Kantons und das Wein-
land nicht mehr durch einen bürgerli-
chen Politiker vertreten.

Jürg Stahl hat die SVP über viele 
Jahre mitgeprägt. Wir hoffen, dass er 
weiterhin seine Kompetenz und sein 
Wissen unserer Partei zur Verfügung 
stellt. Ich jedenfalls freue mich auf wei-
tere spannende Inputs von ihm.

Nun bleibt mir noch im Namen der 
ganzen SVP Familie unserem Tschüge 
und seiner Familie alles Gute für die 
Zukunft zu wünschen.

Therese Schläpfer 
Bezirkspräsidentin/ 

Nationalrätin

RÜCKTRITT NATALIE RICKLI

Natalie Rickli; ein sicherer Wert
Am letzten Donnerstag nahm Natalie Rickli Abschied aus dem 
Nationalrat um sich als Regierungsrätin voll und ganz für 
den Kanton Zürich einzusetzen. Gerne nutze ich diese Gelegenheit 
im Namen der SVP Stadt Winterthur Natalie für ihr grosses 
Engagement zu danken.

Im Frühling 2002 wurde Natalie Rickli 
ehrenvoll in den Grossen Gemeinderat 
der Stadt Winterthur gewählt.

Während dem ersten Amtsjahr war 
sie Mitglied der Kommission Tiefbau, 
Umwelt, Verkehr und Ver- Entsorgung. 
Anschliessend bis 2007 Mitglied der 
Kommission für Bildung, Sport und 
Kultur. Im Frühling 2007 wurde Nata-
lie Rickli in den Kantonsrat und im 
Herbst 2007 glanzvoll in den National-
rat gewählt. Im Nationalrat war sie 
Mitglied der Kommission für Rechts-
fragen und für Verkehr und Fernmel-
dewesen, welche sie von 2015 bis 2017 
auch präsidierte. Während all dieser 
Zeit war sie auch immer als Vorstands-
mitglieder der SVP der Stadt Winter-
thur präsent.

Wir alle kennen Natalie als enga-
gierte Politikerin. Von ihren Ratskolle-
gen wird sie als zuverlässige und dos-
sierfeste Politikerin sehr geschätzt. Wir 
alle wissen wie sich Natalie als Parla-
mentarierin für die Freiheit und Sicher-
heit engagiert hat. Ich bin überzeugt, 
dass sie auch als Regierungsrätin, sich 

und ihrer Überzeugungen treu bleibt. 
Der politische Werdegang von Natalie 
Rickli ist beeindruckend. Mit grossem 
Engagement, einer konsequenten Poli-
tik und mit ihrem integrem Verhal-
ten, hat sie sich das Vertrauen einer 
breiten Wählerbasis und den Respekt 
des politischen Gegners erarbeitet. Dies 
ist letztendlich die Basis ihres politi-
schen Erfolges. Mit dieser Grundlage 
verschaffte sie sich Einfluss und dies 
ermöglichte ihre Erfolge in der Sach-
politik.

Liebe Natalie. Du darfst auf das bis-
her erreichte stolz sein. Du hast es dir 
selbst erarbeitet. Die SVP Stadt Win-
terthur wünscht dir bei deiner Aufga-
be viel Befriedigung. Gerne unterstüt-
zen wir dich weiterhin bei deiner poli-
tischen Arbeit und freuen uns, wenn 
wir dich das eine oder andere Mal, auch 
in einem eher unpolitischem Rahmen, 
unter uns begrüssen dürfen.

Daniel Oswald 
SVP Fraktionspräsident 

Grosser Gemeinderat Winterthur
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JUBILÄUMSFEIER MIT PUUREZMORGE

100 Jahre SVP-BGB Küsnacht
Die SVP Küsnacht feiert ihr 100-jähriges Bestehen am 26. Mai mit einem Puurezmorge bei der Familie Müller 
auf dem Hof Bunzhalde. Der Festredner Roger Köppel sorgt für den Höhepunkt der Feier. 100 Jahre Orts- 
partei ist auf eine eindrückliche Entwicklung entstanden. Das Rebbauerndorf Küsnacht ist zu einer namhaften 
Ortschaft herangewachsen. Das 100-Jahr-Jubiläum gibt Anlass zu einer Rückschau und einer Standortbe- 
stimmung der SVP-BGB Küsnacht.

Die Parteigründung
Auf Einladung von Gemeindeammann 
Gottfried Elliker versammeln sich am 
Sonntag, 23. März 1919 die Vorstände 
der Landwirtschaftlichen Vereine Küs-
nacht-Tal und Küsnacht-Berg im Res-
taurant «Neue Forch» zur Gründung 
der Bauernpartei. Man will, dass sich 
der Bauernstand kraftvoller ins politi-
sche Lokalgeschehen einbringen kann. 
Gottfried Elliker, Dorf, wird als Präsi-
dent, Jakob Weber, Goldbach, als Quäs-
tor und Johann Mathys, Neue Forch, 
als Aktuar gewählt. Für den Gemein-
derat werden die Herren Gottlieb Welti-
Uster, Heslibach, Arnold Schulthess, Neu-
hus, Forch, und Gottfried Alder, Gold-
bach, portiert.

Die Entwicklung im letzten 
Jahrhundert
Die Protokolle der Bauernpartei zeigen 
auf eindrückliche Weise auch die Ent-
wicklung der Gemeinde Küsnacht auf. 
Ein von Viehwirtschaft, Ackerbau und 
Rebbau geprägtes Dorf hat sich in die-
ser Zeitspanne zu einer wohlhabenden 
Gemeinde entwickelt. Der eigentliche 
Bauboom beginnt in den fünfziger- 
und sechziger Jahren des letzten Jahr-
hunderts. Rebhänge und Wiesland ver-
schwinden, und es entstehen Einfami-
lienhaus-Quartiere und Villen. Glück-
licherweise verfügt Küsnacht bereits 
1927 über eine Bauordnung, welche 
einen Wildwuchs beim Bauen verhin-
dert. Die Landwirtschaft wird dadurch 
immer mehr zurückgedrängt. Heute 
sind noch acht überlebensfähige Bau-
ernbetriebe und ein Winzer aktiv. Dank 
einer geschickten Lokalpolitik unserer 
früheren «Gemeindeväter» verfügt die 
Gemeinde innerhalb des Siedlungsge-
bietes über bedeutende Grünflächen. 
Bis zum heutigen Tag wird Küsnacht 
als Arbeitsort und insbesondere als 
Wohngemeinde sehr geschätzt.

Die Partei gewinnt an Bedeutung
Die damalige Bauernpartei ist bestrebt, 
in sämtlichen Behörden vertreten zu 
sein. Die von der Partei portierten Kan-

didaten, welche im Dorf verankert 
sind, werden vom Stimmvolk gross-
mehrheitlich auch gewählt. Auch den 
«Brückenschlag» zwischen Berg und 
Tal gestalten insbesondere Vertreter 
der Bauernpartei beziehungsweise der 
späteren Bauern-, Gewerbe- und Bür-
gerpartei in verdientem Masse. Wäh-
rend Jahrzehnten nehmen Landwirte 
im Gemeinderat Einsitz. 2002 tritt in 
der Person von Fritz Fenner, Chalten-
stein, der letzte aktive Landwirt aus 
dem Gemeinderat zurück. Dieser Mix 
von «Studierten», Gewerbetreibenden 
und Bauern wird von der Bevölkerung 
geschätzt und führt zu durchdachten 
und fundierten Entscheiden der Exe-
kutive.

Die Jahre des Zweiten Weltkriegs
Parteipräsident und Gemeinderat Gott-
lieb Welti-Walder stellt während der 
Kriegsjahre fest: «Es möge dem Schwei-
zerbauern vergönnt sein, in Frieden zu 
säen und in Frieden zu ernten.» Weiter 
wird erwähnt, dass die «einseitige 
Graswirtschaft aufgehoben werde und 
die Landwirtschaft vermehrt zum Pflu-
ge greife und damit den Beweis erbrin-
ge, dass sie der Nährstand unseres 
Schweizervolkes sei.» Im Protokoll der 
Generalversammlung von 1943 wird 

vermerkt, dass die Anbaufläche der Ge-
meinde Küsnacht 542 Jucharten umfas-
se und damit fünfmal grösser sei als 
1934.

Aufbruchstimmung
Die starke Bautätigkeit «frisst» konti-
nuierlich wertvolles Kulturland, und 
die Landwirtschaft wird endgültig 
nach dem Küsnachterberg verdrängt. 
Die bürgerlichen Parteien sind be-
strebt, dass der «Berg» in den politi-
schen Gremien weiterhin vertreten ist. 
Die in der Vergangenheit «friedlichen» 
Gemeindewahlen werden 1950 mit dem 
Auftreten des Landesrings der Unab-
hängigen stark «aufgemischt». Die von 
der Bauernpartei portierten Karl Egli, 
Landwirt im Limberg, und Oskar Trüb, 
Landwirt in Itschnach, werden mit 
guten Resultaten gewählt. Der Kandi-
dat des Landesrings fällt als überzählig 
aus der Wahl.

Die Bauern-, Gewerbe- und 
Bürgerpartei entsteht
Bei den Gemeindewahlen von 1954 
nennt sich die Bauernpartei erstmals 
Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei 
(BGB). Rudolf Schmid, Präsident des 
Gewerbevereins, erklärt: «Es bestünde 
nun wirklich die Zeit, dass man einan-

der näherkäme, und er sei der Ansicht, 
diesen Schritt zu wagen.» Gemeinde-
präsident Eduard Guggenbühl, Son-
nenwirt, freisinnig, tritt nach 24 Jah-
ren von seinem Amt zurück. Guggen-
bühl «darf die Gewissheit haben, dass 
die gesamte Bevölkerung von Küs-
nacht seine Tätigkeit zu schätzen 
weiss.» 1962 überschreitet die Gemein-
de bereits die Grenze von 12 000 Ein-
wohnern. 1973 erfolgt die Umbenen-
nung auf «SVP-BGB-Mittelstandspartei 
Küsnacht».

Weitere, erfolgreiche SVP-Jahre
Der Parteiname wird im Jahr 1979 in 
«SVP Schweizerische Volkspartei Küs-
nacht» geändert. 1988 übergibt Präsi-
dent Ueli Welti nach acht Jahren das 
Zepter an Geri Zachs. Zachs operiert 
äusserst erfolgreich als Parteipräsident. 
Zu Beginn des neuen Jahrhunderts ist 
festzustellen, dass sich die berufliche 
Herkunft der Parteimitglieder zuse-
hends verändert und die Bauern sich –
ortspolitisch betrachtet – «auf dem 
Rückzug» befinden. Dies zeigt sich bei 
der Besetzung des Parteipräsidiums 
und bei den Behördenvertretern. Ein 
«Grosserfolg» gelingt der SVP Küsnacht 
2010, erringt sie doch erstmals vier Sitze 
im Gemeinderat (Martin Bachmann, Ar-
nold Reithaar, Martin Schneider, Ueli 
Schlumpf).

Die Behördenvertreter der «Volkspar-
tei» sind sich der Bedeutung ihrer Ar-
beit bewusst und engagieren sich in der 
Regel während mehreren Amtsdauern 
in ihren Funktionen. Die Ortspartei 
schätzt sich glücklich, Nationalrat 
Roger Köppel und die beiden Kan-
tonsräte Hans-Peter Amrein und Nina 
Fehr Düsel in ihren Reihen zu wissen.

Die Zusammenarbeit unter den Küs-
nachter Parteien war und ist vom Kon-

sens getragen. Eine massvolle Entwick-
lung und das Wohlergehen der Küs-
nachterinnen und Küsnachter stand 
und steht im Zentrum der Gemeinde-
politik. In den letzten zwanzig Jahren 
entwickelt sich eine gewisse Polarisie-
rung innerhalb der schweizerischen 
Parteienlandschaft. Diese schlägt auch 
auf die lokale Ebene durch, und die 
SVP muss bei Kommunalwahlen auch 
Niederlagen hinnehmen. Es ist bedau-
erlich, dass seit mehreren Jahren keine 
Vertreter der «Volkspartei» mehr der 
Schulpflege angehören. Die Exponen-
ten der SVP-BGB Küsnacht haben in 
diesem langen Zeitraum mit grossem 
Engagement zum «politischen Frieden» 
und zu konstruktiven Lösungen beige-
tragen. Mögen kommende SVP-Gene-
rationen mit kritischem Blick, mit Ver-
antwortungsbewusstsein, mit Herz und 
Verstand, aktiv bleiben. Bei allem Tun 
ist zu bedenken, dass die Vergangen-
heit das Fundament für die Zukunft 
darstellt.

Martin Bachmann 
alt Gemeinderat SVP, 

Küsnacht

Grosserfolg 2010, die SVP Küsnacht stellt 4 Gemeinderäte

1945 fungiert die Partei als 
Steuerberater für Landwirte

ZÜGIGE 21. GENERALVERSAMMLUNG AKTIVE SENIOREN

Im Gedenken an das Ehrenmitglied Kurt Egloff
Das einladende Sommerwetter sorgte am 7. Mai 2019 für eine speditive Generalversammlung des Vereins für Aktive 
Senioren im Mercure Hotel Stoller in Zürich-Albisrieden.

p. Die zahlreichen Mitglieder wurden 
durch den Akkordeonisten Sepp Hau-
enstein empfangen. Präsident Kurt 
Zollinger gegrüsste, wobei er auch eine 
beachtliche Zahl Mitglieder entschul-
digen musste. Mit einem tosenden Ap-
plaus durfte er dafür die bald 102jähri-
ge Margaretha Gruber begrüssen, die 
noch immer an allen Anlässen dabei 
ist. Ebenfalls ein herzliches Willkomm 
richtete er an die beiden Kantonsräte 
Hanspeter Amrein und Lorenz Habi-
cher, die am Schluss der Generalver-
sammlung noch die anstehenden Ab-
stimmungen erläuterten.

Leider verstarb am 12. Januar 2019 
im Alter von 87 Jahren der ehemalige 
Stadtrat und Gründungsmitglied der 
Aktiven Senioren Kurt Egloff. Ihm zu 

Ehren wurde eine Gedenkminute ein-
geschaltet.

15 Neueintritte
Der Präsident führte anschliessend 
zügig durch die Traktandenliste, wobei 
er erfreulicherweise über 15 Neuein-
tritte berichten konnte. Auch liess er 
die Aktivitäten und Geschehnisse vor-
überziehen. Mit grossem Applaus wurde 
der Jahresbericht genehmigt.

Katharina Widmer orientierte über 
die Finanzen. Die Jahresrechnung und 
das Budget für das laufende und nächs-
te Jahr waren unbestritten. Auch glaub-
te man dem umsichtigen Präsidenten 
anzusehen, dass er sich mit seinen 
Vorstandskolleginnen und Kollegen Hei-
de-Marie Busch, Katharina Widmer, 

Eugen Hunziker und Lorenz Habicher 
in einem interessanten Umfeld bewe-
gen kann.

Sehr interessantes 
Jahresprogramm
Das Jahresprogramm 2019 ist wieder-
um sehr vielversprechend. Alle freuen 
sich jetzt schon auf die alljährliche Zü-
richsee-Schifffahrt im Sommer mit 
Musik und Tanz.

Aber auch weitere spannende Er-
eignisse wie z. B. einen Vortrag von 
Prof. Joseph Jung zum Thema «Alfred 
Escher 1819–1882» wurden in Aussicht 
gestellt und am Dienstag, 3. Dezember 
2019 besucht der Samichlaus die Senio-
renresidenz Spirgarten, wie immer mit 
Musik und Tanz.

Das fröhliche Zusammensein wird gepflegt

MITTEILUNG

Adrian Wegmann neuer 
Sektionspräsident
An der Generalversammlung der SVP Oberrieden vom 9. Mai 2019, 
welche mit über einem Viertel der Mitglieder ausgesprochen 
gut besucht war, wurde Adrian Wegmann einstimmig zum neuen 
Präsidenten der Ortssektion gewählt.

Verdankt wurde Roger Müller, der sein 
Amt weiterreicht und zur Unterstüt-
zung im vierköpfigen, wiedergewähl-
ten Vorstand verbleibt.

Der 40-jährige Adrian Wegmann, 
welcher in Oberrieden aufgewachsen 
ist, hat bereits im Winter mit seinem 
kreativen Wahlkampf für die Kantons-
ratswahlen, in den sozialen Medien auf 
sich aufmerksam gemacht und es von 
Listenplatz elf auf den sechsten Platz 
geschafft. Mit der Übernahme der Füh-
rung einer Ortssektion hält er nun eines 
seiner Versprechen ein und engagiert 
sich weiterhin in der Politik.

Mitteilung vom Vorstand 
SVP Oberrieden

Adrian Wegmann, der neue 
Sektionspräsident der SVP Oberrieden

Öffentlicher Vortrag von 
Nationalrat Alfred Heer 

Donnerstag, 23. Mai 2019 
20.15 Uhr

«Rahmenabkommen mit der EU – 
Chance oder Unterwerfung?»  
Brasserie Lipp, Uraniastrasse 9, 8001 Zürich 
(neben Parkhaus Urania, 7 Gehminuten vom HB) 
ab 19.30 Uhr Apéro (Eintritt und Apéro gratis) 

Vereinigung Medien-Panoptikum, Postfach 1827, 5401 Baden 

 

Der Zürcher Bote | Nr. 20 | Freitag, 17. Mai 2019 AKTUELL 5 



AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Für Pragmatismus, gegen 
Höhenwahn
An seiner letzten Sitzung hat der Gemeinderat Vorstösse aus dem 
Hochbaudepartement beraten. Das Hauptgeschäft war die 
Teilrevision BZO des Hochschulgebietes Zürich welche nicht Gegenstand 
der BZO Teilrevision 2016 war. ETH, Universität Zürich und das 
Universitätsspital Zürich planen zusammen mit dem Bund und Kanton 
seit über 10 Jahren die Entwicklung auf diesem Gebiet.

Beim Milliardenprojekt Hochschulge-
biet haben der Bund und der Kanton 
den Takt angegeben. Die Stadt ist le-
diglich «Passagier» im Projekt. Auf-
grund des Baurekursgerichts sind drei 
Gestaltungspläne aufgehoben worden 
und der Antrag erteilt worden, die Bau- 
und Zonenordnung (BZO) müsse zuerst 
von der Stadt erstellt werden. Die SVP 
hat in der Hochbaukommission ihre 
Anliegen eingebracht, mit dem Ziel den 
kleinen politischen Spielraum, so gut 
wie möglich zu nutzen.

Für die SVP gilt, die Anliegen der Be-
völkerung so gut wie möglich zu ver-
treten. Der Denkmalschutz muss prag-
matisch angegangen und die Höhe der 
Gebäude sollen limitiert werden.

Reduzierte Gebäudehöhe
Die SVP begrüsst das im Januar 2019 
vorgestellte Projekt von den Architek-
ten Christ & Gantenbein, welche nicht 
die volle Höhe, wie es der Gestaltungs-
plan erlauben würde, ausgenutzt hat. 
Dieses Projekt zeigt, dass es gar nicht 
so hohe Gebäude braucht und es auch 
kleiner geht.

Nur weil das erste Projekt die Höhe 
nicht voll ausgereizt hat, heisst das 
noch lang nicht, dass die zukünftigen 
dies auch nicht machen werden. Ein-
fach nur zu vertrauen, dass das erste 
Projekt nicht einfach ein «Zückerli» 
war, und die zukünftigen Bauten dann 
doch höher und voluminöser daher-
kommen, reicht der SVP Fraktion 
nicht! Die SVP der Stadt Zürich ist 
gegen gigantische Bauten!

Die SVP setzt sich für eine reduzier-
te Gebäudehöhe ein und stellt den An-
trag einer abgestuften Zonierung, wel-
che gigantische Bauten verringert und 
ein harmonisches Stadtbild sicher-

stellt. Im Hochschulgebiet Zürich-Zen-
trum soll eine maximale Höhenquote 
von 485 anstelle von 512 m ü. M. gel-
ten. Mit der von SVP, Grünen und AL 
geforderten abgestuften Zonierung, soll 
das Projekt den Interessen der Bevöl-
kerung entsprechen. Aufgrund der 
Mehrheit von SP, GLP und FDP wurde 
der Antrag nicht angenommen.

Mehr Gestaltungsfreiheit 
dank SVP-Antrag
Die in den 40er-Jahren erstellten HMS 
(Architekten Häfeli, Moser und Steiger) 
Gebäude entsprechen heute nicht mehr 
den Bedürfnissen eines Spitales.

Die drei Gebäude, welche sich in 
einem grossen C um den Spitalpark 
legen, sind heute spitaltechnisch voll-
kommen überholt. Zudem besteht der 
Denkmalschutz nicht nur für die Fas-
sade, sondern auch für den Innenraum, 
was einen Umbau in ein zukunftsge-
richtetes Spital unmöglich macht. Von 
der schlechten Energieeffizienz und 
den hohen Bewirtschaftungskosten gar 
nicht zu reden. Es stellt sich die Frage, 
für was kann das Gebäude in der Zu-
kunft noch gebraucht werden?

Die Verwaltung zieht Ende Jahr 
nach Stettbach, somit braucht es keine 
Büros. Eine Aussage vom USZ war, es 
könnte später für PALLIATIVE CARE 
oder als Geriatrie benutzt werde. Im 
Ernst? Haben diese Menschen nicht 
mehr Wertschätzung verdient, als in 
ein in die Jahre gekommenes Spital 
untergebracht zu werden?

Der Regierungsrat muss handeln
Aufgrund der Rahmenbedingungen 
zum Denkmalschutz sind die Baufel-
der in deren Grösse beschränkt. Zudem 
muss auf zusätzliche 15 m Gebäudeab-
stände Rücksicht genommen werden. 
Das verschiebt die Sternwartestrasse 
und alle Neubauten Richtung Hang, 
was dort zu dem geforderten hohen 
Gebäude führt. Es kann nicht sein, 
dass ein solches Riesenprojekt um ein 
paar in die Jahre gekommenen Gebäu-
de gebaut werden muss!

Die SVP stellt den folgenden Antrag: 
«Der Stadtrat wird beauftragt, die zu-
ständige Direktion des Kantons Zürich 
aufzufordern, die notwendigen Vorbe-
reitungen zu treffen und die definitive 
Nichtunterschutzstellung des «Häfeli 
Moser Steiger»-Baus (Hauptgebäude 
Universitätsspital) zu verfügen». Nur 
so ist es möglich, zukunftsorientiert 
und ohne unnötige Mehrkosten wei-
ter zu planen. Zur Freude der SVP 
unterstützen sämtliche in der Kom-

mission vertretenen Parteien den 
Antrag der SVP.

Die SVP fordert den Kanton und 
den Heimatschutz auf, diesen Ent-
scheid zu akzeptieren und umzuset-
zen. Vor allem auch weil die beratende 
Kommission im Kantonsrat ebenfalls 
einstimmig die Schutzentlassung gefor-
dert hat. Der neue Regierungsrat muss 
jetzt handeln und darf sich keinesfalls 
vor allfälligen Rekursen oder «Erpres-
sungen» einschüchtern lassen.

Fadegrad

von
Nina Fehr-Düsel

Carmen Senoran
Gemeinderätin 1 und 2
Zürich

Unternehmens- 
steuern und AHV

SVP DER STADT ZÜRICH

Einladung zur ordentlichen 
GENERALVERSAMMLUNG
von Donnerstag, 23. Mai 2019, 20.15 Uhr

Hotel Krone Unterstrass, Schaffhauserstr. 1, 8006 Zürich, (Tram Nr. 11, 14 bis 
Haltestelle Kronenstrasse)

Traktanden
1. Begrüssung
2. Wahl der Stimmenzähler
3. Abnahme des Protokolls der Generalversammlung vom 15. Mai 2018
4. Abnahme des Protokolls der ausserordentl. Generalversammlung 

vom 20. November 2018
5. Jahresbericht 2018/Standortbestimmung des Präsidenten
6. Jahresrechnung 2018/Revisorenbericht
7. Festsetzung des Mitgliederbeitrags (Einzel 135 Fr. / Paare 160 Fr. / 

Jugendliche bis 25 J. 25 Fr.)
8. Budget 2019
9. Wahlen: 2 Rechnungsrevisoren, 1 Ersatzrevisor
10. Bericht aus dem Kantonsrat
11. Bericht aus dem Gemeinderat
12. Anträge
13. Verschiedenes

Anschliessend spricht:

Ausblick auf die National- 
und Ständeratswahlen 2019

Patrick Walder
Präsident SVP des 
Kantons Zürich

GENERALVERSAMMLUNG KREIS 1+2

Zwei neue Vorstandsmitglieder 
für die SVP 1+2
Am 7. Mai fand im Restaurant Muggenbühl die Generalversammlung 
der SVP-Kreispartei 1+2 statt. Der Vorstand wurde wiedergewählt und mit 
zwei neuen Mitgliedern verstärkt.

Rund 20 Mitglieder fanden sich am 7. Mai 
im Restaurant Muggenbühl in Zürich 
Wollishofen zur diesjährigen General-
versammlung der SVP 1+2 ein. Wich-
tigster Punkt war dabei die Wieder-
wahl des Präsidenten und des Vorstan-
des. Alle Vorstandsmitglieder stellten 
sich für eine weitere Amtsperiode zur 
Verfügung, allerdings mit einer Aus-
nahme: Nach seinem Rücktritt aus 
dem Kantonsrat im April 2018 verzich-
tet Ernst Bachmann auf eine weitere 
Amtszeit. Präsident Ueli Bamert dank-
te ihm herzlich für seinen jahrelangen 
Einsatz zugunsten der Partei und der 
Bevölkerung unseres Wahlkreises. 
Glücklicherweise würde Ernst Bach-
mann der SVP nicht zuletzt als Wirt 
des Restaurants Muggenbühl erhalten 
bleiben, wo die SVP immer wieder zu 
Gast sein dürfe, so Bamert.

Neu in den Vorstand gewählt wur-
den Patrick Bucher (Jg. 1964, Leiter 
Vermögensverwaltung) und Olav Hug 
(Jg. 1979, Gerichtsschreiber). Auch Prä-
sident Ueli Bamert wurde für eine wei-

tere Amtszeit bestätigt. Erfreut be-
merkte er: «Ich freue mich darauf, un-
sere Kreispartei mit diesem hervorra-
gend aufgestellten Team auch zukünftig 
leiten zu dürfen».

Zum Abschluss der GV hielt Gemein-
derat und Gesundheitspolitiker Dubi Si-
novcic, seines Zeichens Oberarzt für Ra-
dio-Onkologie am Stadtspital Triemli, 
ein packendes Referat mit dem Titel 
«Gesundheitssystem am Anschlag: Mit-
tel und Wege gegen die Kostenexplosi-
on im Gesundheitswesen».

Interessierte Zuhörer an der 
Generalversammlung der SVP 1+2

SO STIMMEN SIE RICHTIG!

Volksabstimmung vom 19. Mai 2019

Vorlagen Stadt Zürich

1. Neue kommunale Wohnsiedlung 
Leutschenbach, Quartier Seebach, Objekt- 
kredit von 213,205 Millionen Franken

NEIN

2. Ersatzneubau der Wache Wasserschutz- 
polizei, Quartier Enge, Objektkredit von 
20,97 Millionen Franken

JA

3. Neubau Schulanlage Freilager mit Energiezentrale, 
Quartier Albisrieden, Objektkredit von 
63,3 Millionen Franken

JA

Auch für Karin Steiner, IPSC-Schützin, Vize-Schweizermeisterin 
und Mitglied der Nationalmannschaft, ist klar:

Stop dem Entwaffnungsdiktat der EU

NEIN
am 19. Mai

Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz
EU-Diktat-Nein.ch

Unrecht
Freiheitsfeindlich
Nutzlos
Gefährlich
Antischweizerisch

In Kürze folgen zwei wichtige 
Abstimmungen, zur EU-Waffen-
richtlinie und zum Steuer-AHV-
Pakt (STAF). Die STAF-Befürworter 
haben in Ueli Maurer einen pro-
minenten Fürsprecher. Ueli Mau-
rer erwähnt vor allem den Erhalt 
der Arbeitsplätze und die Entlas-
tung der Schweizer KMU und des 
Mittelstandes. 
Ich verstehe die Argumente von 
beiden Lagern. Auch wenn ich mit 
dem Zusammenschluss der beiden 
Vorlagen tatsächlich nicht sehr 
glücklich bin, bin ich doch für ein 
Ja zu dieser Vorlage. Man löst mit 
der STAF die Probleme der AHV 
nicht langfristig, aber es handelt 
sich um einen Schritt in die richti-
ge Richtung. Für eine grundlegen-
de Sanierung bleibt somit mehr 
Zeit. Es handelt sich um einen 
schweizerischen Kompromiss.
Die Delegierten der FDP, SP, CVP 
und BDP haben bereits früher die 
Ja-Parole gefasst. Dezidiert gegen 
die Vorlage kämpfen hauptsäch-
lich die GLP und die GP. Auch bür-
gerliche Komitees, bestehend aus 
Jungparteien, sammelten Unter-
schriften, so dass wir uns nun zur 
STAF äussern können.
Das Steuer-AHV-Paket ist ein Kom-
promiss, den niemand für einen 
politischen Schönheitspreis nomi-
nieren würde. Das Parlament hat 
zwei Vorlagen miteinander ver-
knüpft, die nicht viel miteinan-
der zu tun haben. Die Überlegung 
dahinter lautet, dass es eine Kom-
pensation braucht, um die Steuer-
reform dem Volk schmackhaft zu 
machen.
Wegen Drucks der Europäischen 
Union und der OECD wird die 
Schweiz wohl in jedem Falle die 
Steuerprivilegien für ausländische 
Statusgesellschaften abschaffen 
müssen. Um die Standortattrak-
tivität aufrechtzuerhalten, sol-
len deshalb die Unternehmens-
steuern generell gesenkt werden. 
Dies führt auch zu einer gewissen 
Gleichberechtigung. 
Heisst das Volk die Vorlage gut, 
wird der Bund den Kantonen 
jährlich eine Milliarde Franken 
zur Abfederung der Steuerausfäl-
le überweisen. Insgesamt rechnet 
der Bund kurzfristig mit Minder-
einnahmen von etwa 2 Milliarden 
Franken.
Hier kommt die Altersvorsorge ins 
Spiel. Das Loch, das die Steuerre-
form in die Kassen der öffentli-
chen Hand reisst, wird sozusagen 
anderenorts, in der AHV, wieder 
gestopft. Deshalb sollen künftig 
jährlich zusätzlich zwei Milliarden 
Franken in die AHV fliessen. Der 
Bund steuert 800 Millionen bei, 
den Rest bestreiten Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer mit höheren 
Lohnabzügen.
Da wir dringend die AHV sanieren 
müssen, halte ich diesen Vorschlag 
für einen ersten Schritt in eine 
richtige Richtung.
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Erfolgreich werben 

im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»

Achtung!
Zahle Höchst- 

preise für 
alle Autos. 

Komme bei Ihnen 
vorbei.

Telefon 
044 822 26 11

 

 

 

 

LESERBRIEF

Nein zur EU-
Waffenrichtlinie.
Eine direkte Demokratie, die alle fünf 
Jahre erpresst wird, ist gestorben. 

Das wichtigste Argument gegen die 
«Umsetzung einer Änderung der EU-
Waffenrichtlinie» liefern die Befürwor-
ter gleich selbst – sie drohen, bei einem 
Nein müsse die Schweiz aus dem gan-
zen Schengen/Dublin-Abkommen aus-
treten.

Artikel 17 der Waffenrichtlinie – «goo-
geln» Sie, den Abstimmungsunterlagen 
finden sie den Originaltext der EU-Richt-
linie nicht beigefügt – verlangt, dass 
die EU-Kommission alle fünf Jahre über 
den Umgang mit der neuen Waffen-
richtlinie Bericht erhält und dass diese 
Kommission dann das Waffenrecht wei-
terentwickelt. Wir müssen, wenn es in 
fünf Jahren so weit ist, unsere Gesetze 
also wieder den neuen Waffenrichtli-
nie anpassen – und wieder wird gedroht 
werden: «Wenn ihr nicht mitmacht, 
fliegt ihr aus Schengen».

Schengen/Dublin besteht aus vielen 
anderen Vereinbarungen als nur Waf-
fenrichtlinien. Die Schweiz zahlt und 
hält die Verträge im Gegensatz zu eini-
gen anderen Staaten auch ein, zum 
Beispiel im Asylbereich. Erstens glau-
be ich nicht, dass wir wegen einem 
Volksnein zu unfreiheitlichen, bürokra-
tischen, auf Misstrauen basierenden 
Waffenrichtlinien aus Schengen ausge-
schlossen werden. Zweitens ist es enorm 
wichtig, sich von solchen Drohungen 
nicht beeinflussen zu lassen. «Wenn 
Ihr nicht mitmacht, seid ihr draussen». 
Eine direkte Demokratie, die alle fünf 
Jahre erpresst wird, ist gestorben. Dem 
müssen wir schon heute mit einem 
Nein die Stirn bieten.

Matthias Hauser, 
Kantonsrat, Hüntwangen
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Zürcherstrasse 124 Postfach 322
8406 Winterthur
Telefon 052 / 235 80 00

Ihr Immobilientraum?
4 ½ - 5 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8955 Oetwil a.d. Limmat, R. Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.soonbylepa.ch

3 Zi. und 4 Zimmer Mietwohnung
8708 Männedorf, Paul Späni Tel. 052 338 07 09
Miete ab 2‘500.- p/Mt. exkl NK, Bezug nach Vereinb.
www.loft-neugut.ch

4 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8413 Neftenbach, Paul Späni Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.soonbylepa.ch

5 ½ und 6 ½ Zi. Doppel-Einfamilienhäuser
8913 Ottenbach, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.soonbylepa.ch

4 ½ Zi. Atriumhäuser und 3 ½ - 5 ½ Zi. Wohnungen
8302 Kloten, Kevin Braunwalder Tel. 043 255 88 88
Preis ab 935‘000.-, Bezug ab Winter 2020
www.panoramaweg-kloten.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8484 Weisslingen, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis ab CHF 1‘110‘000.-, Bezug ab Winter 2020/21
www.paradislig.ch

4 ½ - 6 ½ Zi. Doppel-Reihen-Einfamilienhäuser
8414 Buch am Irchel, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis ab 895‘000.-, Bezug ab Frühling 2020
www.wilerbuch.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8127 Aesch-Maur, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
Standort: www.soonbylepa.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8953 Dietikon, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis ab CHF 770‘000.-, Bezug ab Frühling 2021
www.duo-dietikon.ch

4 ½ Zi. Eigentumswohnung
8143 Stallikon, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis 950‘000.-, Bezug nach Vereinbarung
www.zuerikon.ch

5 ½ Zi. Maisonette-Eigentumswohnungen
8135 Langnau a. Albis, M. Knecht Tel. 044 804 34 34
Preis 1‘765‘000.-, Bezug nach Vereinbarung
www.bellesterrasses.ch

4 ½ - 6 ½ Terrassenwohnungen
8103 Unterengstringen, R. Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab CHF 1‘790‘000.-, Bezug ab Winter 2020/21
www.sparrenberg.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8493 Saland, Paul Späni Tel. 052 338 07 09
Preis ab 495‘000.-, Bezug ab Sommer 2020
www.ammuelibach.ch

5 ½ Zi. Einfamilienhäuser
8458 Dorf, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.soonbylepa.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Wohnungen, 2 DEFH
8332 Rumlikon, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis ab 880‘000.-, Bezug ab Frühling 2020
www.grueens-doerfli.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8404 Stadel/Winterthur, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
Standort: www.soonbylepa.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen, Eckhaus
8118 Pfaffhausen, Paul Späni Tel. 052 338 07 09
Preis ab 1‘140‘000.-, Bezug ab Sommer 2020
www.luckenholz.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8152 Glattbrugg, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.glattwies.ch

3 ½ und 5 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8615 Wermatswil, Désirée Keller Tel. 044 316 13 15
Preis ab CHF 1‘115‘000.-, Bezug ab Frühling 2021
www.leuberg.ch

4 ½ Zi. Attika-Terrassenhaus
8309 Birchwil, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis 2‘040‘000.-, Bezug ab Winter 2019/20
www.mira-birchwil.ch

Wir nehmen an den folgenden 

Immobilienmessen teil:Immobilienmessen teil:

Eigenheimmesse Schweiz in Zürich
5. - 8. Sept. 2019, Messe Zürich, Halle 6

SVIT Immobilien-Messe in Zürich
27. - 29. März 2020, Lake Side Zürich

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8545 Rickenbach, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
Standort: www.soonbylepa.ch

Haben Sie ein Grundstück auf dem 
Immobilienträume verwirklicht 
werden können?

Melden Sie sich bei unserem Chef         
ulrich.koller@lerchpartner.ch oder
per Telefon 052 235 80 00.

8135 Langnau a. Albis, Langnau a. Albis, Langnau a. Albis, M. Knecht Tel. 044 804 34 34
Preis 1‘765‘000.-, Bezug nach VereinbarungPreis 1‘765‘000.-, Bezug nach VereinbarungPreis 1‘765‘000.-, Bezug nach Vereinbarung
8135 Langnau a. Albis, Langnau a. Albis, Langnau a. Albis, M. Knecht Tel. 044 804 34 34
Preis 1‘765‘000.-, Bezug nach VereinbarungPreis 1‘765‘000.-, Bezug nach VereinbarungPreis 1‘765‘000.-, Bezug nach VereinbarungSorry, es sind leider alle Einheiten verkauft!
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SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat/Fraktion
Montag, 20. Mai 2019, 13.00 Uhr, Sitzung, 
Zunfthaus zur Haue.

SVP-STAMM

Bezirk Bülach/Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober-
embrach.

Bezirk Dielsdorf/Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Bienengarten, Dielsdorf.

Bezirk Dietikon/Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf.

Bezirk Meilen/Meilen
Jeden zweiten Samstag (gerade Kalender-
wochen), ab 10.30 Uhr, Restaurant Frieden, 
Rauchgässli 34, Meilen.

Bezirk Pfäffikon/Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11 bis 
12 Uhr, im Restaurant Hecht, Usterstrasse 
8, Pfäffikon.

Bezirk Uster/Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Bar Enoteca, Tannenzaunstrasse 
23, Uster.

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 Uhr, 
Parteihöck im Raum Zürich, Standort und 
Details werden auf unserer Homepage: 
www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet.

Stadt Zürich/Kreis 3
Jeden ersten Montag im Monat, ab 18.00 
Uhr, Restaurant Bahnhof Wiedikon, See-
bahnstrasse 33, Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Restaurant Kornhaus, Lang-
strasse 243 (Limmatplatz), Zürich. Eine An- 
oder Abmeldung an info@svp5.ch ist aus 
organisatorischen Gründen erwünscht.

Stadt Zürich/Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Restaurant Neubühl, Winterthurerstrasse 
175, Zürich.

Stadt Zürich/Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa-
mendingerplatz 2, Zürich.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Bülach
Freitag, 17. Mai 2019, 17.00–23.00 Uhr, 
Samstag, 18. Mai 2019, 16.00–24.00 Uhr, 
und Sonntag, 19. Mai 2019, 12.00–18.00 
Uhr, Dorffest in Glattfelden  
SVP mit eigener Beiz. Nationalräte, Kan-
tonsräte und Gemeinderäte der SVP ser-
vieren.

Bezirk Hinwil/Grüningen
Dienstag, 28. Mai 2019, 20.00 Uhr, Restau-
rant Adler, Grüningen, Mitgliederversamm-
lung.

Sonntag, 7. Juli 2019, 09.30 Uhr, bei Fami-
lie Zangger, Bächelsrüti, Grüningen, Puure-
zmorge.

Sonntag, 15. September 2019, Besammlung 
11.00 Uhr, Schloss Grüningen, Themen-Spa-
ziergang, Rebberge von Grüningen.

Donnerstag, 14. November 2019, 20.00 Uhr, 
Restaurant Adler, Grüningen, Mitglieder-
versammlung.

Bezirk Meilen
Mittwoch, 3. Juli 2019, Apéro 19.10 Uhr, 
Schiffsteg Uetikon am See, Schifffahrt mit 
Regierungsrat Ernst Stocker auf dem Zü-
richsee mit MS «Etzel», Abfahrt 19.40 Uhr, 
Rückkehr ca. 22.15 Uhr. Anmeldung mit 
Einzahlung von CHF 60.– auf Postcheck-
Konto 80-52149-0 oder IBAN CH25 0900 
0000 8005 2149 0 für Apéro und trockenes 
Gedeck.

Bezirk Meilen/Küsnacht
Sonntag, 26. Mai 2019, ab 10.00 Uhr, auf 
dem Bauernhof der Familie Roger Müller, 
Bunzenhalden 17, Forch, 100-Jahr-Feier SVP 
Küsnacht u. a. mit Nationalrat und Stände-
ratskandidat Roger Köppel.

Bezirk Uster/Dübendorf
Samstag, 29. Juni 2019, Apéro 17.30 Uhr, 
Kath. Pfarreizentrum Leepünt, Leepünt-
strasse 14, Dübendorf, Jubiläumsfeier 
100 Jahre SVP Dübendorf u. a. mit Patrick 
Walder, Präsident SVP Kanton Zürich, 
und Ständeratskandidat Roger Köppel.  
Weitere Infos und Anmeldung unter:  
www.svp-duebendorf.ch.

Stadt Winterthur/Oberwinterthur
Sonntag, 2. Juni 2019, 10.00 Uhr, Treff-
punkt beim Eingang des Technorama, 
Winterthur, Grillplausch mit exklusiver 
Führung hinter die Kulissen des Techno-
rama. Weitere Informationen:  
www.svp-winterthur.ch. 
Anmeldung an Markus Reinhard:  
reinhard@gmx.ch oder 079 675 19 76.

Stadt Zürich
Donnerstag, 23. Mai 2019, 20.15 Uhr, Hotel 
Krone Unterstrass, Schaffhauserstrasse 1, 
Zürich, ordentliche Generalversammlung. 
Anschliessend spricht Patrick Walder, Präsi-
dent SVP des Kantons Zürich: Ausblick auf 
die National- und Ständeratswahlen 2019.

Stadt Zürich/Kreis 9
Samstag, 18. Mai 2019, 09.00–11.00 Uhr, 
Lindenplatz, Zürich, Standaktion.

Stadt Zürich/Kreis 11
Freitag, 31. Mai 2019, ab 18.00 Uhr, Hotel/
Restaurant Landhus, Katzenbachstrasse 
10, Zürich, SVP-Polit-Apéro mit Nationalrat 
Mauro Tuena. Thema: EU-Rahmenvertrag.

Samstag, 24. August 2019, 09.00–12.00 Uhr, 
Marktplatz, Zürich-Oerlikon, Standaktion.

Freitag, 30. August 2019, 19.00 Uhr, Hotel 
Landhus, Zürich-Seebach, Politapéro mit 
Nationalrat Alfred Heer.

Samstag, 14. September 2019, 09.00–12.00 
Uhr, bei Kirche Maria-Lourdes, Zürich-See-
bach, Standaktion.

Sonntag, 15. September 2019, 10.00 Uhr, 
Bauernhof Schumacher, Zürich-Affoltern, 
Herbstbrunch.

Samstag, 28. September 2019, 09.00–
12.00 Uhr, Marktplatz, Zürich-Oerlikon, 
Standaktion.

Samstag, 2. November 2019, 09.00–12.00 
Uhr, Zehntenhausplatz, Zürich-Affoltern, 
Standaktion.

Freitag, 15. November 2019, 19.00 Uhr, 
Hotel Landhus, Zürich-Seebach, Politapéro 
mit Nationalrätin Barbara Steinemann.

Samstag, 16. November 2019, 09.00–12.00 
Uhr, bei Kirche Maria-Lourdes, Zürich-See-
bach, Standaktion.

Stadt Zürich/Kreis 12
Freitag, 21. Juni 2019, ab 18.00 Uhr, Ver-
einshütte Familiengärten Auzelg, Zürich, 
Grillplausch.

Samstag, 31. August 2019, 11.00–02.00 
Uhr, und Sonntag, 1. September 2019, 
11.00–23.00 Uhr, SVP-Festzelt an der 
Schwamendinger Chilbi.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Freitag, 20. September 2019 bis Sonntag, 
22. September 2019, Hombrechtikon, SVP-
Schiessen 2019 (Vorschiessen am Freitag, 
13. September 2019). Weitere Informatio-
nen folgen.

MOTORRAD-CLUB SVP

Ausfahrten
Sonntag, 26. Mai 2019, Route noch offen, 
2. Ausfahrt.

Sonntag, 23. Juni 2019, Route noch offen, 
3. Ausfahrt.

Sonntag, 28. Juli 2019, Route noch offen, 
4. Ausfahrt.

Sonntag, 15. September 2019, Route noch 
offen, 5. Ausfahrt.

Sonntag, 6. Oktober 2019, Route noch 
offen, 6. Ausfahrt.

Schlussfest
Freitag, 25. Oktober 2019, ab 19.00 Uhr, 
Rest. Sternen, Nürensdorf.

Sommerreise
Donnerstag, 11. Juli 2019 bis Sonntag, 
14. Juli 2019, Südtirol Hotel Ludwigshof.

Stämme
Dienstag, 18. Juni 2019, ab 19.00 Uhr, Rest. 
Fähre, Zweidlen, 3. Stamm.

Dienstag, 6. August 2019, ab 19.00 Uhr, 
Rest. Schwyzerhüsli, Horgenberg, 4. Stamm.

Freitag, 30. August 2019, ab 19.00 Uhr, 
Rest. Stallstube, Maur, 5. Stamm.

Dienstag, 24. September 2019, ab 19.00 
Uhr, Rest. Rossberg Winterthur Kempten, 
6. Stamm.

Wöchentliche Fernsehsendung mit Christoph Blocher

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich 
wöchentlich den Fragen von Dr. Matthias Ackeret, 
Journalist und Autor des Buches «Das Blocher- 
Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird jeweils 
am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet 
auf www.teleblocher.ch übertragen.

 

 

Bürokratie, Paragraphenflut und immer mehr Ausgaben:

Was läuft falsch in Bundesbern?
Bericht aus dem Bundeshaus 
mit Nationalrat

Gregor Rutz
Montag, 20. Mai 2019
19.00 - 20.00 Uhr
Restaurant Truben
Alte Landstr. 94, 8702 Zollikon

190513_1412_ins_zuercherbote_112x88.indd   1 13.05.2019   14:14:04

Roger Köppel spricht

Ständeratskandidat

Thema: Stopp der Plünderung des Mittelstandes

• Kein EU-Unterwerfungsvertrag
• Rot-grüne Klimadiktatur. Nein danke!
• Masslose Zuwanderung stoppen

Jedermann ist herzlich eingeladen.
Mit Diskussion. Sie können alles fragen.

Frei und sicher.

Roger Köppel spricht

in allen 162 Gemeinden 

des Kantons Zürich!

Wann & Wo auf 

www.rogerköppel.ch 

in Aeugst am Albis
am Montag, 20. Mai 2019, 19.00 Uhr
Restaurant Eichhörndli,  
Sonnenbergstrasse 1 
8914 Aeugst am Albis 
Bezirk Affoltern

in Thalheim a. d. Thur
am Freitag, 24. Mai 2019, 19.30 Uhr
Schürlibeiz zum Asperhof 
Asperhof 561
8478 Thalheim a. d. Thur 
Bezirk Andelfingen

in Seuzach
zusammen mit Nationalrätin  
Barbara Steinemann
am Samstag, 25. Mai 2019, 17:00 Uhr 
Saal Zentrum Oberwis
Birchstrasse 2, 8472 Seuzach 
Bezirk Winterthur

in Zürich
am Montag, 27. Mai 2019, 19.30 Uhr
Restaurant Landhus
Katzenbachstrasse 10
8052 Zürich, Bezirk Zürich
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